
Wichtige Fragen zur 
Sterbehilfe

Was ist Sterbehilfe? – Welche Formen gibt es? – Wie

Der folgende Text ist der Broschüre (Seiten 24 bis 26) 
entnommen (Rechtsstand März 2020). 

ist sie rechtlich zu bewerten? – 
Es wird zwischen aktiver und passiver Sterbehilfe so-
wie der assistierten Selbsttötung unterschieden. 

Urteil des Bundesgerichtshofs vom 25. Juni 2010
zur Sterbehilfe:

1. Sterbehilfe durch Unterlassen, Begrenzen oder
Beenden einer begonnenen medizinischen Behand-
lung (Behandlungsabbruch) ist gerechtfertigt, wenn
dies dem tatsächlichen oder mutmaßlichen Patien-
tenwillen entspricht (§1901a BGB) und dazu dient,
einem ohne Behandlung zum Tode führenden Krank-
heitsprozess seinen Lauf zu lassen.
2. Ein Behandlungsabbruch kann durch Unterlassen
als auch durch aktives Tun vorgenommen werden.
3. Gezielte Eingriffe in das Leben eines Menschen,
die nicht in einem Zusammenhang mit dem Abbruch
einer medizinischen Behandlung stehen, sind einer
Rechtfertigung nicht zugänglich. 

Passive Sterbehilfe (Palliativmedizin)
Passive Sterbehilfe meint das begleitete Sterben eines
Menschen, dessen Leben krankheits- und/oder alters-
bedingt zu Ende geht.

1. Begleitung und Symptomkontrolle. In der einen
Form passiver Sterbehilfe wird das Sterben mensch-
lich unterstützend begleitet (Beistand und Betreuung
durch Angehörige, Seelsorger, Hospizmitarbeiter;
vertraute Umgebung als Sterbeort usw.). Des Weite-
ren gehört zu dieser begleitenden Form der passiven
Sterbehilfe die medikamentöse Symptomkontrolle,
z.B. bei Atemnot, Erbrechen und insbesondere die
Schmerzbekämpfung, ggf. auch eine Sedierung (z.B.
bei Angstzuständen und Unruhe). Die ärztlichen und
pflegerischen Maßnahmen haben ausschließlich die
fachgerechte Linderung der Symptome zum Ziel, die
den Patienten belasten und leiden lassen.

2. Unterlassen oder Beenden von lebensverlän-
gernden Maßnahmen. In ihrer zweiten Form besteht
die passive Sterbehilfe im Unterlassen oder im Been-
den von lebensverlängernden Maßnahmen (z.B. Dia-
lyse, Beatmung, künstliche Ernährung, Antibiotika-
Gabe). Wenn ein Patient sterben will und dies deut-
lich äußert oder vorab in einer • Patientenverfügung
geäußert hat, muss jede weitere Behandlung, die der
Lebensverlängerung dient, unterlassen, oder wenn
sie bereits eingeleitet worden ist, abgebrochen wer-
den. Jede Weiterbehandlung wäre eine Zwangsbe-
handlung, die nicht nur zivilrechtlich unzulässig ist,
sondern auch strafrechtlich eine Körperverletzung
darstellt. Das am 1.9.2009 in Kraft getretene Patien-
tenverfügungsgesetz regelt, dass es für die Befolgung
des Patientenwillens nicht auf Art und Stadium der Er-
krankung ankommt (§ 1901a Abs. 3 BGB, Seite 47
und Urteil des Bundesgerichtshofs).

Ein häufiges Missverständnis, dem auch zahlreiche
Ärzte und Pflegepersonen leider immer noch unterlie-
gen, gilt es auszuräumen. Wird z.B. ein Beatmungsge-
rät abgeschaltet, so wird dies von ihnen als ein aktives
Handeln interpretiert, das den Tod des Patienten her-
beiführe. Das ist nicht richtig. Auch das Abbrechen ist
rechtlich gesehen ein Unterlassen. Ob der Arzt eine
Behandlung unterlässt (passiv bleibt) oder sie ab-
bricht (passiv wird, nicht weiterbehandelt), er macht
sich in beiden Fällen nicht strafbar. Todesursache ist
in jedem Fall die Krankheit des Patienten. 
Ein Sterbenlassen, obwohl eine Lebensverlängerung
mög lich wäre, ist erlaubt, ja geboten, wenn der Patient
dies will (Patientenautonomie). Es stellt keine Tötung
auf Verlangen dar. 

Aktive Sterbehilfe
Aktive Sterbehilfe ist gegeben, wenn ein Patient von
Menschenhand stirbt.
Es werden drei Formen unterschieden:
1. die indirekte aktive Sterbehilfe (auch: «indirekte

Sterbehilfe»),



§
2. die direkte aktive Sterbehilfe (auch: «direkte Ster-

behilfe»),
3. die Beihilfe zur Selbsttötung («assistierter Selbst-

mord», «ärztlich begleiteter Suizid»).

1. Indirekte aktive Sterbehilfe. In seltenen Fällen
bewirken die zur Schmerzlinderung oder Sedierung
verabreichten Medikamente eine geringe Lebensver-
kürzung. Hinter dieser Therapie steckt allerdings kein
Tötungsvorsatz. Der Arzt gibt die Medikamente zur
Schmerz linderung und nicht mit dem Ziel einer Le-
bensverkürzung. Diese wird als Nebenwirkung ledig-
lich billigend in Kauf genommen.

2. Direkte aktive Sterbehilfe. Wenn sich die Wil-
lensrichtung des Arztes (Schmerzlinderung oder Se-
dierung) in der Weise ändert, dass er z.B. den Patien-
ten aus Mitleid mit einer Überdosis Morphium tötet,
so wird aus der bisher indirekt aktiven eine direkt ak-
tive Sterbehilfe. Die aktive Tötung des Patienten ist
gesetzlich verboten, unabhängig davon, ob dies auf
Verlangen des Patienten (§ 216 StGB) oder aus eige-
nem Antrieb (z.B. Mitleid) geschieht (§ 212 StGB). 
Sollte das Verlangen nach aktiver Sterbehilfe in eine

• Patientenverfügung hineingeschrieben worden sein,
so wird dem kein Arzt in der Bundesrepublik folgen.
•
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Strafgesetzbuch (StGB)

§ 212 Totschlag

(1) Wer einen Menschen tötet, ohne Mörder zu
sein, wird als Totschläger mit Freiheitsstrafe nicht
unter fünf Jahren bestraft.
(2) In besonders schweren Fällen ist auf lebens-
lange Freiheitsstrafe zu erkennen.

§ 216 Tötung auf Verlangen

(1) Ist jemand durch das ausdrückliche und ernst-
liche Verlangen des Getöteten zur Tötung be-
stimmt worden, so ist auf Freiheitsstrafe von sechs
Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen.
(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 217 Geschäftsmäßige Förderung der Selbst-
tötung

(1) Wer in der Absicht, die Selbsttötung eines an-
deren zu fördern, diesem hierzu geschäftsmäßig
die Gelegenheit gewährt, verschafft oder vermit-
telt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Als Teilnehmer bleibt straffrei, wer selbst nicht
geschäftsmäßig handelt und entweder Angehöri-
ger des in Absatz 1 genannten anderen ist oder
diesem nahe steht.

3. Beihilfe zur Selbsttötung. Auf die zunehmende
Akzeptanz der Sterbehilfe in der Bevölkerung rea-
gierte der Bundestag im Dezember 2015 mit dem 
§ 217 StGB ( nebenstehend). Damit sollte in erster
Linie die Tätigkeit der Sterbehilfevereine blockiert
werden, um eine Zunahme der Selbsttötungen – wie
in der Schweiz, Belgien und Holland – zu verhindern.
Der Gesetzgeber sah die Gefahr einer «gesellschaft-
lichen Normalisierung der Sterbehilfe» und vor Al-
lem, dass alte und schwerkranke Menschen veran-
lasst sein könnten – selbstbestimmt oder fremdbe-
stimmt gedrängt – nicht länger Anderen zur Last fal-
len zu wollen. 
Nun darf die verfassungsrechtlich begründete Schutz -
pflicht des Staates aber nicht so weit gehen, dass sie
das grundgesetzlich geschützte  Allgemeine Persön-
lichkeitsrecht – sein Leben selbstbestimmt zu beenden
– verletzt. Dies war aber faktisch mit dem § 217 StGB
gegeben, da mangels Alternativen zu den Sterbehilfe-
organisationen das Sebstbestimmungsrecht enl te ert
war. – Grund, den § 217 zu kassieren. Der vor Dezem-
ber 2015 geltende Rechtsstand ist wieder hergestellt.

Die Beihilfe zur Selbsttötung ist erlaubt. Sie ist
auch geboten, sofern der Suizidwillige diese freiver-
antwortlich und wohlerwogen will. Freiverantwort-
lich zu sein bedeutet, dass der Suizident weder in sei-
ner Willensbildung krankhaft gestört noch durch an-
dere beeinflusst worden ist; wohlerwogen bedeutet,
dass der Suizident z.B. palliativmedizinische Ange-

bote erhalten, aber abgelehnt hat. Seiner Behand-
lungsablehnung muss gefolgt werden. 
Die Beihilfe ist ein bewusst gewolltes und gesteuer-
tes Helfen, wobei die «letzte Handlung», das eigent-
liche Töten, unterbleibt. Diese letzte Handlung (Sui-
zid) vollzieht der sich Tötende selber. Die Beihilfe
bleibt straflos. Vor der Einführung des § 217 StGB
war das Handeln des Arztes selbst dann nicht strafbar,
wenn er Schmerzmittel wissend verschrieb, dass der
Patient sie sammelte, um sich selber damit zu töten.  

Palliatives Eingreifen: Kümmert sich ein Arzt um
einen Patienten, der die Tötungshandlung bereits an
sich vollzogen hat, in der Sterbephase palliativ um
diesen, so kann dieses Tun – wegen unterlassener Hil-
feleistung bzw. Tötung durch Unterlassen – bestraft
werden. Der Arzt kann aber von dieser Garantenpflicht
strafbefreiend entbunden werden. Man verbietet ihm
schriftlich, lebensrettend einzugreifen ( Seite 26). 
Da der Suizident freiverantwortlich und wohlerwogen
diese Entscheidung getroffen haben muss, sollte der
Arzt diesen Befund zu Beweiszwecken genau doku-
mentieren. Unter diesen Voraussetzungen bleibt die
Begleitung einer freiverantwortlichen Selbsttötung –
von den vorbereitenden Handlungen über die vom Sui-
zidenten selbst ausgeführte Tötungshandlung bis zum
Eintritt des Todes – erlaubt. Verboten bleibt der Erwerb



Entbindung von der ärztlichen Garantenstellung Ich, ……………………… (Name, Vorname, Geburts-
datum), erkläre hiermit ausdrücklich: Ich möchte
nach reiflicher Überlegung und aus freiem Willen
aufgrund meiner gegebenen gesundheitlichen Ver-
fassung und aufgrund meiner generellen Lebensein-
stellung durch Suizid aus dem Leben scheiden. 
Ich möchte in der allerletzten Lebensphase pallia-
tivmedizinisch durch Frau Dr. / Herr Dr.  ……………
versorgt werden. Das heißt, dass in der Phase zwi-
schen Suizidhandlung und Eintritt des Todes der
Sterbevorgang zugelassen wird und nur bei Bedarf
(z.B. bei Angst, Erbrechen oder Durstgefühl) lin-
dernd, verhindernd oder mindernd versorgt wird. 
Ich entlasse Frau Dr. / Herr Dr.  ………………  aus-
drücklich aus der Stellung eines Garanten für mein
Leben. Ich untersage Ihr/Ihm den Todeseintritt
durch eine eigene ärztliche Maßnahme oder durch
das Herbeirufen einer anderen Person, z.B. eines
Notarztes, zu verhindern.  
…………, den …………………………………………
…………………………… (Unterschrift)

eines Betäubungsmittels zum Zweck der Selbsttötung. 
Aus dem Urteil folgt auch, dass das Betäubungsmittel-
gesetz geändert werden sollte. Eine Brücke hat bereits
das Bundesverwaltungsgericht gebaut. 

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 2. März
2017. Entgegen dem grundsätzlichen Verbot zum Er-
werb eines Betäubungsmittels zum Zweck der Selbst-
tötung hat das Verwaltungsgericht entschieden, dass in
extremen Einzelfällen der Staat kein Recht mehr hat,
eine Hilfe zum Suizid zu verwehren, also den Arzt
zwangsrechtlich zu blockieren, wenn ein schwer und
unheilbar kranker Patient sich freiverantwortlich und
wohlerwogen entschieden hat, wie und zu welchem
Zeitpunkt sein Leben enden soll. 

Da Gesundheitsminister Spahn 2019 das Bundesin-
stitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
per «Nichtanwendungserlass» angewiesen hatte die-
ses Urteil nicht umzusetzen, muss er den Erlass zu-
rück ziehen. Dem BfArM liegen zahlreiche unbehan-
delte Anträge schwer kranker Menschen auf Bewilli-
gung des tödlichen Medikaments vor. 
Dringlich ist ebenso die Schaffung des rechtlichen
Rahmens, der die Ausübung des Rechts auf Sterbe-
hilfe angemessen flankiert. n

Angeraten ist, die volle Einsichtsfähigkeit, das Auf-
setzen der Erklärung und die Unterschrift von ei-
nem Zeugen und dem behandelnden Arzt schriftlich
dokumentieren und unterschreiben zu lassen. 


